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2 AZR 511/80
9 Sa 96/79

Verkilindet am
11. November

Bittner,

Amtsinspektor
als Urkundsbe
der Geschafts

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Frankfurt am Main

Im Namen des Volkes!

1982

amter urtEil
stelle

In Sachen

PP.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der

mindlichen Verhandlung vom 11. November 1982 durch den Rich-

ter Professor Dr. Rdhsler als Vorsitzenden, die Richter Trieb-

first und Dr. Weller sowie die ehrenamtlichen Richter Thief

und Dr. Bachle fir Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Klagerin wird das Ur-
teil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt/
Main vom 17. Juli 1980 - 9 Sa 96/79 - aufge=-

hoben.
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2. Auf die Berufung der Klidgerin wird das
Urteil des Arbeitsgerichts Darmstadt vom
24, November 1978 - 6 Ca 19/78 - abgedn-
dert, soweit es den Feststellungsantrag
abgeviesen hat. Es wird festgestellt, daB
zvischen den Parteien Uber den 31, Juli
1978 hinaus bis zum 1, August 1982 ein un-
befristetes Arbeitsverhdltnis zu den Be-
dingungen des lLehrauftrages vom 12, Januar
1978 bestanden hat.

3. Die Kosten der Berufung und der Revision
hat das beklagte Land zu tragen. Die Ko-
sten erster Instanz tragen die Parteien je
zur H&Elfte.

Von Rechts vegen !

Tatbestand:

Die Klagerin ist Diplom-Psychologin, AuBerdem hat sie
die Erste Staatsprifung fir das Lehramt an Grund- und Real-
schulen in Hessen abgelegt. Sie war bei dem beklagten Land
als Schulpsychologin an der integrierten Gesamtschule Morfel-
den-Walldorf (IGS) in der Zeit vom 1. April 1976 bis zum
31, Juli 1978 aufgrund finf befristeter Lehrauftrdge wvie
folgt tatig:

1. Vom 1. April bis 16. Juni 1976 unter dem
Betreff "Erteilung von nebenberuflichem
Unterricht" Lehrauftrag fir Unterricht im
Fach Schulpsychologie unter Eingruppierung
vergleichbar VergGr. II a BAT bei stundenwveiser
Verglitung;

2, Vom 1. Augqust 1976 bis 31. Januar 1977 un-
ter Eingruppierung vergleichbar VerGr. III BAT;
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3. Auf die wveiteren Antrdge der Kldgerin vom
14, Dezember 1976, 24. Mai 1977 und 5. De-
zember 1977 wurde der Lehrauftrag

a) fiir die Zeit vom 1. Februar 1977 bis 31.
Juli 1977,

b) vom 1. August 1977 bis 31. Januar 1978
und

c) vom 1. Februar bis 31. Juli 1978

verlangert, jeweils unter Eingruppierung ver-
gleichbar VergGr. III BAT.

Mit Schreiben vom 10. Mai 1978 beantragte die Klédgerin
eine weitere Verldngerung des Lehrauftrages ab dem 1. August
1978. Mit Schreiben vom 30. Mai 1978 beantragte sie, ihre
Vergliitung vergleichbar VergGr., II a BAT festzusetzen, da sie
an der IGS die Aufgaben einer Schulpsychologin wahrnehme und
die Bezahlung demgemi#B nach VergGr. II a BAT zu erfolgen habe.
Dieses Verlangen wurde von dem beklagten Land unter Hinveis
auf den EingruppierungserlaB vom 25. August 1976 abgelehnt.
Auch den Antrag auf Verldngerung des Lehrauftrages lehnte das
beklagte Land mit Schreiben vom 11. Juli 1978 mit der Begriindung
ab, die Kl&agerin sei fiir Schulpsychologie eingesetzt, dieses

Fach gelte jedoch nicht als obligatorischer Unterricht.

Die Arbeit der Kldgerin bestand im wesentlichen darin,
wochentlich wahrend der Unterrichtszeit in einem ihr von
der Schulleitung zugewiesenen Raum innerhalb der Schule Bera-
tungsstunden fir Schiiler abzuhalten, die ihr von Lehrern
zugewiesen wurden. Die Beratungsstunden wurden auch von El-
tern einzelner Schiiler besucht. Die Kldgerin flhrte ferner
Sonderschulpriifungen durch unter Verwendung der dafiir vorge-
sehenen psychologischen Tests und arbeitete mit dem Jugend-
amt zusammen. Sie nahm iiberdies auf Einladung von Lehrern

an Elternabenden und Lehrerkonferenzen teil. Eine Lehrtdtig-
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keit Ubte sie jedoch nicht aus. Die Mittel fiir die Gehalts-
zahlungen wurden einem Haushaltstitel entnommen, der der

Vergiitung nebenberuflich tadtiger Lehrkrafte diente.

Mit vorliegender Klage begehrt die Klagerin die Fest-
stellung, daB zwischen den Parteien ein Arbeitsverhdltnis

iiber den 31. Juli 1978 hinaus auf unbestimmte Dauer besteht.

Sie hat vorgetragen, ihr Arbeitsverhdltnis sei schon
nach § 625 BGB zum Dauerarbeitsverh#dltnis geworden, da die
Auszahlungsanordnungen immer erst nach Eingang bei der IGS
ausgehdndigt worden seien, nachdem sie jeweils schon mit
Wissen des beklagten Landes weitergearbeitet habe. Unabhidngig
hiervon sei ihr Arbeitsverhdltnis als unzuldssiger Kettenar-
beitsvertrag anzusehen, da ein sachlicher Grund fir die jewei-
ligen Befristungen nicht erkennbar sei.

Sie hat beantragt,

1, festzustellen, daB zwischen den Par-
teien ein Arbeitsverhdltnis auf un-
bestimmte Dauer besteht,

2. den Beklagten zu verurteilen, an die
Kldagerin 3.699,-- DM nebst 4 % Zin-
sen seit Klageerhebung zu bezahlen.

Das beklagte Land hat beantragt,
die Klage abzuweisen.

Zur Begrindung hat es vorgetragen, ein unbefristetes
Arbeitsverhédltnis aufgrund der Regelung des § 625 BGB komme
schon deshalb nicht in Betracht, weil die Kldgerin aufgrund
des ihr bekannten Verfahrens bei der Bearbeitung ihrer Ver-
ldngerungsantridge davon habe ausgehen miissen, daB ein neuer
Lehrauftrag, wenn Uberhaupt, nur befristet erteilt werde.

Die vereinbarten Befristungen seien auch jeweils sachlich
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gerechtfertigt. Dies ergebe sich bereits aus haushaltsmidBi-
gen Erwdgungen. Die befristeten Arbeitsvertrdge hdtten Uber-
haupt nur deshalb mit der Kldgerin abgeschlossen werden kin-
nen, weil ausnahmsweise der von der Kl&dgerin wahrgenomme-

ne Auftrag aus den im Haushalt bereitgestellten Mitteln fir
die Vergiitung von nebenberuflichen Lehrauftrdgen hdtte finan-
ziert werden kdnnen. Dies sei jedoch nur fir voribergehende
Zeit méglich gewvesen, da die abgezweigten Mittel nicht auf
Dauer ihrer eigentlichen Zweckbestimmung - Bezahlung neben-
beruflicher Lehrkrédfte - hdtten entzogen werden kdnnen. Im
Zeitpunkt der letzten Befristung sei vom Kultusministerium
angeordnet worden, in Zukunft sollten wegen der steigenden
Zahl der voll ausgebildeten Bewerber fiir den Schuldienst
insbesondere solche Bewerber mit beiden Staatspriifungen bei
der Verteilung von Lehrauftridgen berilicksichtigt werden, die
nicht h&dtten eingestellt werden konnen. Die Vergitung der
Kldgerin habe daher in absehbarer Zeit nicht mehr aus den
bisher verwandten Haushaltsmitteln entnommen werden konnen.
Mittel zur Finanzierung von Lehrauftrdgen fiir schulpsycholo-
gische Aufgaben seien aber im Haushalt nicht mehr bereitge-
stellt worden. Unabhédngig hiervon seien die vereinbarten
Befristungen auch deshalb gerechtfertigt, weil die Aufgaben
der Kldgerin, die keine voll ausgebildete Schulpsychologin
sei, nach Ablauf des Lehrauftrages von einem voll ausgebilde-
ten und bei dem Schulamt in GroB-Gerau voll beschaftigten
Schulpsychologen hédtten wahrgenommen werden sollen. Zwar

habe vor der Errichtung des Staatlichen Schulamtes GroB-Gerau
- so das beklagte Land auf eine entsprechende gerichtliche
Auflage in der zweiten Instanz - keine schulpsychologische
Versorgung der IGS durch einen hauptamtlichen Schulpsycholo-
gen bestanden, jedoch sei bei AbschluB des letzten befristeten
Lehrauftrages davon ausgegangen worden, daB nach Fristablauf
die Mitbetreuung dieser Gesamtschule durch den hauptamtli-
chen Schulpsychologen des Schulamtes GroB-Gerau ausreichend
gewvesen sei. Auch sei zu diesem Zeitpunkt bereits die Errichtung

des Staatlichen Schulamtes GroB-Gerau vorgesehen und beab-
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sichtigt gewesen, die Aufgaben der Kldgerin auf die dort
tdtigen Schulpsychologen zu iibertragen. Dies sei spdter auch
tatsdchlich geschehen. Allerdings habe sich die Errichtung
des staatlichen Schulamtes aus organisatorischen Griinden

bis zum 1. Juli 1979 hinausgezidgert.

Die Klagerin hat erwidert, das beklagte Land habe in
keiner Weise dargelegt, in welchem Zusammenhang die Befri-
stung der Arbeitsverhdltnisse der Klédgerin mit der Errich-
tung des nunmehr erstmals erwdhnten Staatlichen Schulamtes
GroB-Gerau gestanden habe. Der bei dem Schulamt GroB-Gerau
beschédftigte hauptamtliche Schulpsychologe sei bereits bei
der ersten Anstellung der Kliagerin dort tdtig gewesen und
habe weder vor noch nach dem 12, Januar 1978 die Gesamtschu-
le schulpsychologisch betreut. Das beklagte Land habe nicht
dargelegt, aufgrund welcher konkreten Umstdnde damals die
ernsthafte - unstreitig nicht verwirklichte -~ Absicht be-

standen habe, diesen Schulpsychologen mit der Wahrnehmung

der von der Kldgerin ausgelibten Tadtigkeit zu betrauen. SchlieB-

lich sei nach den eigenen Richtlinien des beklagten Landes
Einstellungsvoraussetzung fiir den schulpsychologischen Dienst
allein die Diplompriifung. Die nach den Richtlinien vorzuneh-
mende Einarbeitung habe dem beklagten Land oblegen, so da@
dieses sich nicht auf eine unzureichende fachliche (Qualifi-
kation der Kldgerin berufen k&Gnne, zumal es bisher die Lei-
stungen der Kldgerin nie geriigt habe. Auch die weiteren von
dem beklagten Land genannten Griinde seien nicht geeignet,
die Befristungen und ihre Dauer sachlich zu rechtfertigen.
Diese Griinde seien vielmehr vorgeschoben und das H&hergrup-
pierungsverlangen der Kldgerin zum AnlaB genommen worden,
die Verladngerung des am 31. Juli 1978 endenden Lehrauftrages

abzulehnen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. In der
Berufungsinstanz hat die Kl&gerin nur noch beantragt, das
angefochtene Urteil des Arbeitsgerichts Darmstadt abzu&ndern
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und festzustellen, daB das zwischen den Parteien begriindete
Arbeitsverh#dltnis Uber den 31, Juli 1978 hinaus fortbestan-
den habe. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung zurilck-
gewiesen. Mit der Revision verfolgt die Kldgerin den zweitin-
stanzlich gestellten Antrag weiter. Da sie zum 1. August 1982
einen anderen Arbeitsplatz gefunden hat, hat sie in der Ver-
handlung am 11. November 1982 ihren Antrag dahin modifiziert,
daB zwischen den Parteien Uber den 31. Juli 1978 hinaus bis
zum 1. August 1982 ein Arbeitsverhdltnis auf unbestimmte

Zeit bestanden hat. Das beklagte Land hat beantragt, die

Revision zurlckzuweisen,

Entscheidungsgriinde:

Die Revision ist begrindet.

A. Gegen die Zulédssigkeit der Klage, insbesondere den von
der Kldgerin gestellten Antrag, bestehen keine Bedenken.

Der Antrag ist hinreichend bestimmt (§ 253 Abs. 2 Nr., 2 ZPO).
Unter Beriicksichtigung des Sachvortrages der Klagerin ergibt
sich, daB sie die Feststellung eines unbefristeten Arbeits-
verhdltnisses zu den Bedingungen begehrt, die ihrem zuletzt
erteilten Lehrauftrag vom 12. Januar 1978 zugrunde gelegen
haben. Hierbei sind die zuletzt gezahlten und nach MaBgabe
der VergGr. III BAT berechneten Stundensidtze maBgebend, da
die Klagerin ihren Antrag, die Stundensdtze nach der VergGr,
II a BAT zu berechnen, nach Abweisung in der ersten Instanz

nicht veiterverfolgt hat.

B. Die Klage ist entgegen der Auffassung des lLandesarbeits-

gerichts auch begriindet.
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I, Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, das Arbeits-
verhdltnis zwischen den Parteien habe mit Ablauf des 31.

Juli 1978 geendet. Das Arbeitsverhdltnis sei nicht nach §

625 BGB als auf unbestimmte Zeit verlédngert anzusehen, weil
der jeweils von der Kldgerin gestellte Verldngerungsantrag
mangels Bestimmtheit nicht als Vertragsangebot angesehen
verden konne, Die Kldgerin habe sich vielmehr jeweils den
durch das beklagte Land angebotenen Arbeitsbedingungen unter-
wvorfen und das jeweilige Angebot nach § 151 BGB durch Fort-
setzung der Arbeit angenommen. In den F&dllen, in denen sie
das Angebot des beklagten Landes erst nach Ablauf der vor-
angegangenen Befristung empfangen habe, greife § 625 BGB
gleichfalls nicht ein. Es habe namlich jeweils festgestanden,
daB das beklagte Land nur eine erneute Befristung anbieten
verde. Diese Kenntnis miisse sich die Klagerin entgegenhal-
ten lassen, denn § 625 BGB schiitze allein das Vertrauen des
Arbeitnehmers, der keinen AnlaB habe, nur befristet weiter-

beschidftigt zu werden.

Entgegen der Auffassung der Klidgerin sei die von d?m
beklagten Land jeweils angebotene Befristung sachlich gerecht-
fertigt gewesen. Dies ergebe sich in Anwendung der von der
héchstrichterlichen Rechtsprechung entwvickelten Grundsédtze

zur Zulassigkeit befristeter Arbeitsvertrédge.

Die Befristung eines jeden mit der Kldgerin abgeschlos-~
senen Vertrages sei schon deshalb sachlich gerechtfertigt,
veil die Vergltung der dem Bereich der Lehrer unstreitig
nicht zuzurechnenden T&tigkeit der Kl&gerin solchen Haus-
haltsmitteln entnommen worden sei, die in der Regel fiur die
Finanzierung von Lehrauftrigen bestimmt gewesen seien. Sei
dies aber der Fall, lasse es die im Falle der Kldgerin aus-
nahmsweise vorgenommene Zweckentfremdung der Mittel geboten
erscheinen, die zweckentfremdete Bindung dieser Mittel jeweils
nur fir Uberschaubare Zeitrdume vorzunehmen. Das beklagte

Land habe ein schiitzenswertes Interesse daran, die zweckent-
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sprechende Verwendung von Lehrauftragsmitteln nicht auf Dauer
unmiglich zu machen. Unabhdngig hiervon seien zumindest die
beiden letzten Befristungen deshalb sachlich gerechtfertigt,
veil zu diesem Zeitpunkt mit einer drastischen Kirzung der

fiir Lehrauftrdge bestimmten Mittel ernsthaft zu rechnen geve-
sen sei. Habe die Kiirzung der Lehrauftragsmittel festgestan-
den, kénne es dem beklagten Land nicht verwehrt werden, dieser
Situation durch den AbschluB der beiden letzten befristeten
Arbeitsvertrdage Rechnung zu tragen. Hierbei habe das beklagte
Land zu Recht haushaltsmédBige Erwdgungen beriicksichtigt.

Auch die Dauer der jeweils vereinbarten Befristungen auf

sechs Monate sei gerechtfertigt. Hierbei sei zu beriicksichti-
gen, daBl die Lehrauftragsmittel nur schul jahresweise zugewie-
sen worden seien. Dariiber hinaus seien Lehrauftridge der hier
vorliegenden Art der Sache nach auf eine nebenberufliche

oder nebenamtliche Tatigkeit abgestellt, die dem Angestell-
ten nur einen Nebenverdienst verschafften. Entfalle aber

der Gesichtspunkt der Existenzabh@ngigkeit, habe kein AnlaB
fiir das beklagte Land bestanden, ein gefestigtes Vertrauen

der Klagerin in den Fortbestand ihrer Tatigkeit mit zu berick-

sichtigen.,

SchlieBlich miisse beriicksichtigt werden, daB die T&atig-
keit eines Schulpsychologen keine flir den Schulbetrieb typische
Tatigkeit sei. Es misse dem Schultrdger Uberlassen bleiben,
durch AbschluB befristeter Arbeitsvertrdge dem Ausnahmecharakter
und dem experimentellen Hintergrund einer solchen Tatigkeit
Rechnung zu tragen. Dies kdnne dann zu der von dem beklagten
Land vorgetragenen Erkenntnis flhren, ein dem zustédndigen
Schulamt zugewviesener hauptamtlich tatiger Psychologe kdénne
die an einer Gesamtschule selbst anfallenden Beratungsaufgaben

mit wahrnehmen.

IT. Diese Ausfihrungen des Landesarbeitsgerichts halten
der revisionsrechtlichen Uberpriifung nicht stand. Die Annahme

des Landesarbeitsgerichts, die zwischen dem beklagten Land
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und der Klidgerin vereinbarten Befristungen seien sachlich
gerechtfertigt, beruht auf mehreren Rechtsfehlern, die zur
Aufhebung des Urteils und aufgrund des vom Landesarbeits-
gericht festgestellten, im lbrigen zwischen den Parteien
unstreitigen Sachverhalts zu dem Ergebnis fiihren, daB zwi-
schen den Parteien ein unbefristetes Arbeitsverhdltnis zu
den Bedingungen bestanden hat, wie sie im Lehrauftrag vom

12, Januar 1978 festgelegt worden sind.

III. Das Landesarbeitsgericht hat die hochstrichterliche
Rechtsprechung zur Frage der Zuldssigkeit befristeter Arbeits-

vertridge verkannt, indem es ohne Beriicksichtigung der Dar-

/ (STOMUI

legungslast dem beklagten Land mehrere Griinde fiir die Befri-
stung zugebilligt hat, die nach standiger Rechtsprechung
des Senats nicht geeignet sind, die Befristung an sich oder

deren Zeitdauer zu rechtfertigen.

1. Zwischen den Parteien ist ein Arbeitsverhdltnis begrin-
det worden, auf das die vom Bundesarbeitsgericht entwickelten
Grundsdtze zur Befristungskontrolle anzuwenden sind. Dem
steht der Umstand, daB Lehrauftr&@ge regelméBig fir eine ne-

benberufliche Beschédftigung vergeben werden, dann nicht entgegen,

venn - wie im vorliegenden Falle - das Gehalt fir eine un-
freivillige Teilzeitbesch&ftigung die einzige Existenzgrundlage
des Arbeitnehmers ist (vgl. BAG vom 14. Januar 1982 - 2 AZR
254/81 -, zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt).

17)042s93 DYIN ‘I B/Q §§ YorU YURQUIIE(] ST PUIS SUN[UWIULSS[I911() JP I[1d [ UIT

2. Nach der stdndigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts zur Zulédssigkeit der Befristung von Arbeitsvertragen
(vgl. u.a. BAG GS 10, 65 ff. = AP Nr, 16; BAG Urteil vom

3, Juli 1970 - 2 AZR 380/69 - AP Nr., 33; BAG Urteil vom 4.
Februar 1971 - 2 AZR 144/70 - AP Nr. 35; BAG 25, 125 = AP

Nr. 38; BAG Urteil vom 16. Juni 1976 - 2 AZR 630/74 - AP Nr,
40; BAG 31, 40 = AP Nr. 46; BAG 32, 85 = AP Nr. 50; BAG Urteil
vom 30. September 1981 - 7 AZR 789/78 - AP Nr., 61, alle zu
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§ 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag; BAG Urteil vom 21. Mai
1981 - 2 AZR 1117/78 - RdA 1981, 398; BAG Urteile vom 14,
Januar 1982 - 2 AZR 245/80 und 2 AZR 254/81 - beide zum Abdruck
in der Amtlichen Sammlung bestimmt) dirfen die Parteien be-
fristete Arbeitsvertridge schlieBen, wenn bei VertragsschlulB
sachliche Grinde fir die Befristung vorgelegen haben. Be-
fristungen sind dann unzuldssig, wenn sie als Gestaltungsmittel
objektiv funktionswidrig verwendet werden. Das ist dann anzu-
nehmen, wenn dem Arbeitnehmer der durch die Kiindigungsschutzbe-
stimmungen gewdhrleistete Bestandsschutz ohne sachlichen Grund
entzogen wird. In einem solchen Falle hédtte ein verstadndig

und sozial denkender Arbeitgeber von vornherein einen Arbeitsver-
trag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen., Die befristeten
Vertrdge missen ihre sachliche Rechtfertigung so in sich
tragen, daBl sie die Kiindigungsschutzvorschriften nicht be-
eintrdchtigen. Sachlich gerechtfertigt muB nicht nur die
Befristung an sich, sondern gerade auch die gewdhlte Dauer

der Befristung sein. Die von den Parteien vereinbarfe Dauer

ist dabei an den Sachgriinden der Befristung zu orientieren
(Urteil des Senats vom 16. Juni 1976 - 2 AZR 630/74 - AP

Nr. 40 und BAG 32, 274 = AP Nr. 56 zu § 620 BGB BefTlisteter

Arbeitsvertrag).

Liegt bei der letzen von mehreren Befristungen ein sach-
licher Grund nicht vor, entsteht ein Arbeitsverhdltnis auf

unbestimmte Zeit.

Der die Befristung rechtfertigende sachliche Grund mufB
im konkreten Einzelfall vorliegen. Die hiernach maBgeblichen
Umstinde des Einzelfalles miissen zu generellen Merkmalen in
Beziehung gesetzt werden. Zu den generellen Merkmalen gehdrt
insbesondere die Ublichkeit im Arbeitsleben. Auf sie ist
abzustellen, sofern sie nach Auffassung verstandiger und
verantwortungsbewuBter Vertragspartner berechtigt ist. Die
Umstinde des Einzelfalles gewinnen an Bedeutung, venn die
damit verbundenen Interessen ein solches Gewicht haben, daB

es geboten ist, sie vor den generellen Umstédnden zu berick-
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sichtigen. Liegen die entscheidenden Umstdnde in der Zukunft,
so ist die Frage, ob fir die Befristung und deren Zeitdauer
ein sachlicher Grund vorliegt, von einer Prognose des Arbeit-
gebers abhédngig. An sie sind strenge Anforderungen zu stellen.
Aufgrund greifbarer Tatsachen muB der Arbeitgeber mit einiger
Sicherheit annehmen kdnnen, daB der in der Zukunft liegende
UngewviBheitstatbestand eintritt (BAG 32, 274 = AP Nr. 56

zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag und BAG Urteile vom
14. Januar 1982, aa0). Die Prognose basiert auf einer von

Fall zu Fall wechselnden Vielzahl von Elementen und Bewertungen,
vobei es sich aber stets um ein prognostisches Urteil Ulber

die Dauer handelt. Die UngewviBheit, die jeder prognostischen
Wertung innewohnt, erdéffnet dem Arbeitgeber keinen der ge-
richtlichen Kontrolle verschlossenen Ermessensspielraum.
Vielmehr hat der Arbeitgeber die Grundlagen seines Wahrschein-
lichkeitsurteils stets auszuweisen. Der Tatrichter seinerseits
hat die ihm vorgetragenen Erkenntnisquellen auszuschépfen

und die voraussichtlichen Auswirkungen so zuverldssig wie
méglich abzuschdtzen (BAG 32, 85 und BAG 33, 367). Die Be-
fristung eines Arbeitsverh&@ltnisses ist demnach nur dann
zuldssig, wenn aufgrund von konkreten Umsténden aus der Sicht
verstandiger Vertragsparteien ein arbeitsrechtlich beachtlicher
Sachverhalt als sachlicher Grund fiir derartige Vereinbarungen
besteht (BAG vom 30. September 1981 - 7 AZR 789/78 - AP Nr.

61 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag - zum Abdruck in

der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).

¢iv.i  Grundsidtzlich ist fiir das Nichtvorliegen eines die Be-
fristung rechtfertigenden sachlichen Grundes der Arbeitnehmer
darlegungs- und beweispflichtig (BeschluB des GroBen Senats,
aa0). Die Beweisfilhrungslast kann sich aber nach Lage des
jewveiligen Falles in der Weise adndern, da@ der Arbeitgeber
seinerseits das Vorbringen des Arbeitnehmers, das dem ersten
Anschein nach zutreffend ist, durch Gegendarlegungen und
Gegenbeweise zu entkraften hat (BAG GS, aa0; BAG Urteil vom
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4. Februar 1971 - 2 AZR 144/70 ~ AP Nr. 35 zu § 620 BGB Be-
fristeter Arbeitsvertrag und BAG Urteil vom 6. Mai 1982 -
2 AZR 1037/79 = zur Verdéffentlichung vorgesehen).

3. Aus der Anwvendung der vorstehend dargelegten Grundsidtze
ergibt sich, daB vorliegend der zwischen den Parteien unstrei-~
tige Sachverhalt und der eigene Vortrag des beklagten Landes
einen ersten Anschein fir die Unzuldssigkeit der Befristung
ergibt. Die Klidgerin ist in der Zeit vom 1. April 1976 bis
zum 31. Juli 1978 iGber mehr als zwei Jahre lang aufgrund

finf befristeter Arbeitsvertrige an der IGS tdtig gewvesen.
Sie hat hierbei auf Dauer bestehende Aufgaben, namlich im
vesentlichen Beratungsstunden fiir Schiller, wahrgenommen und
Sonderschulpriifungen durchgefiihrt. Nach dem eigenen Vortrag
des beklagten Landes fallen an der IGS weiterhin diese schul-
psychologischen T&atigkeiten an. Sie werden lediglich nunmehr
vom hauptamtlich tdtigen Schulpsychologen bei dem Staatlichen
Schulamt GroB-Gerau durchgefiihrt. Diese Umstdnde sprechen

mit hinreichender Deutlichkeit fir eine objektive Funktions-
wvidrigkeit der jeweils vereinbarten Befristung, so dafBl der
hierdurch entstandene Anschein durch Gegendarstellung und

Beweis des beklagten Landes zu entkrdaften ist.

4. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts sind haus-
haltsrechtliche Erwdgungen grundsdtzlich kein sachlicher
Grund fir die Befristung von Arbeitsvertrédgen, weil das Haus-
haltsrecht des 6ffentlichen Dienstes keinen unmittelbaren
EinfluB auf die Gestaltung von Arbeitsverh&@ltnissen hat. Es
kann nicht unmittelbar in Rechte Dritter und damit in das
Arbeitsverhdltnis eingreifen (vgl. zuletzt BAG vom 14. Januar
1982 - 2 AZR 245/80 -~ und - 2 AZR 254/81 - sowie vom 13, Mai
1982 -~ 2 AZR 87/80 - alle zum Abdruck in der Amtlichen Samm-
lung bestimmt).

Etwvas anderes gilt nur dann, wenn die Vergitung des

Arbeitnehmers aus einer bestimmten Haushaltsstelle erfolgt,
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die nur befristet bewilligt worden ist oder deren Streichung
zum Ablauf der vereinbarten Befristung mit einiger Sicherheit
zu ervarten ist (BAG vom 29, August 1979 - 4 AZR 863/77 -

und vom 25, Januar 1980 - 7 AZR 69/78 - AP Nr. 50 und 52

zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag sowie BAG vom 14,
Januar 1982 -~ 2 AZR 245/80 und 2 AZR 254/81 - zum Abdruck

in der Amtlichen Sammlung bestimmt). Nur in diesen F&llen
kann davon ausgegangen werden, der Haushaltsgesetzgeber habe
sich gerade mit dieser Stelle befaBt und festgestellt, daB
fir die Beschaftigung des betreffenden Arbeitnehmers ein
sachlicher Grund gerade bis zum Ende der Befristung besteht
(Neumann, Festschrift fir Herschel 1982, 321 ff. insbesondere
328 f.).

Nach dem Vorbringen des beklagten Landes erfolgte vorlie-
gend die Bezahlung der Kldgerin nicht aufgrund einer bestimm-
ten Haushaltsstelle., Die Mittel wurden vielmehr aus einem
Haushaltstitel entnommen, der grundsdtzlich fir die Vergilitung
von nebenberuflichen Lehrauftri@gen zur Erteilung von Schul-
unterricht und nur ausnahmsweise zur Finanzierung von Lehrauf-
trdgen zur Wahrnehmung schulpsychologischer Aufgaben zur
Verfligung stand. Diese haushaltsrechtlich zulidssige Verfah-
rensveise nimmt aber dem bekladten Land die Mdglichkeit,
sich der wechselnden Haushaltslage durch den AbschluB befri-
steter Arbeitsvertridge anzupassen. Denn bei der pauschalen
Mittelzuweisung ist auszuschlieBen, daB sich der Haushalts-
gesetzgeber mit der Frage befaBt hat, ob gerade flr die Ar-
beitsleistung der Klagerin nur ein Bediirfnis bis zum 31.

Juli 1978 bestanden hat und dementsprechend nur Mittel bis
zu diesem Zeitpunkt bereitgestellt waren. Vielmehr oblag

der Schulverwaltung die Gestaltung der Vertrige und die Ver-
teilung der Mittel im einzelnen. Die vorliegend von dem be-
klagten Land dargelegten allgemeinen haushaltsrechtlichen
Ervdgungen sind daher nicht geeignet, auch nur eine der mit
der Kligerin vereinbarten Befristungen sachlich zu begrin-

den. Insbesondere kdnnen daher auch die fiir die beiden letzten
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Befristungen angefihrten haushaltsrechtlichen Grinde - Be-
firchtung einer drastischen Kiirzung der fir die Lehrauftrége
bestimmten Mittel und die daraus resultierende Einschradnkung
der Haushaltsmittel, aus denen die Kldgerin bezahlt wird -

die vereinbarten Befristungen nicht rechtfertigen.

5. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist auch
die bei einem befristet erteilten nebenberuflichen Lehrauf-
trag fehlende Existenzabhdngigkeit des Arbeitnehmers vorlie-
gend nicht geeignet, die Befristung sachlich zu begriinden.
Die gegenteiligen Ausfihrungen des lLandesarbeitsgerichts
verkennen, daB die - wie vorliegend die Kl&dgerin - unfreiwil-
lig mit einer befristeten Teilzeitarbeit ohne gleichzeitigen
Hauptberuf Beschdftigten als abhdngige Arbeitnehmer zumin-
dest so schutzbedirftig sind wie jeder andere Arbeitnehmer
(vgl. BAG Urteil vom 14. Januar 1982 - 2 AZR 254/81 - zum
Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt).

6. Entgegen der Auffassung des beklagten Landes rechtfertigt
auch dessen Vortrag die Befristung nicht, bei AbschluB des
letzten befristeten Lehrauftrages sei abzusehen gewesen,

daB die von der Kldgerin durchgefiihrten Aufgaben von einem
hauptamtlich angestellten Schulpsychologen bei dem Schulamt
GroB-Gerau wahrgenommen wverden sollten. Dieses Vorbringen

ist nicht geeignet, eine Befristung sachlich zu rechtfertigen.,

1ZINYPSa8 HUIN JJ BLY §§ YoRU YUBQUIB(] S[e PUIS SUN[UILIBSS[I2)I() TP (I ], YONY STOMUTE]

Ein nur voriibergehender Bedarf an Arbeitskrdften ist
ein sachlicher Grund fir eine zeitlich befristete Einstellung
eines Arbeitnehmers, sofern im Zeitpunkt der Befristung auf-
grund greifbarer Tatsachen mit einiger Sicherheit der Wegfall
des Mehrbedarfs mit dem Auslaufen des befristeten Arbeits-
verhdltnisses zu erwarten ist (vgl. zuletzt BAG vom 14. Januar
1982 - 2 AZR 245/80 wund 254/81 -, jeweils zum Abdruck in
der Amtlichen Sammlung bestimmt). Hierbei geht es um Fallge-
staltungen, in denen seitens des befristet angestellten Ar-
beinehmers nur fiir einen bestimmten Zeitraum anfallende Ar-

beitsaufgaben wahrgenommen werden sollen. Im Gegensatz dazu
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ist auch nach dem eigenen Vortrag des beklagten Landes eine
Wahrnehmung schulpsychologischer Aufgaben an der IGS nach
Befristungsablauf weiterhin erforderlich. Der Bedarf soll
lediglich durch einen anderen Arbeitnehmer, einen bereits
bei Einstellung der Klagerin beschédftigten, hauptamtlich
tdtigen Schulpsychologen beim Schulamt GroB-Gerau gedeckt
verden. Nach dem eigenen Vortrag des beklagten bLandes hat
die Kldgerin also nicht nur voribergehende, zusdtzliche,
sondern auf Dauer anfallende Aufgaben wahrgenommen. Die ge-
plante betriebliche Organisationsidnderung ist vorliegend
aber nicht geeignet, eine bis zu diesem Zeitpunkt vereinbarte
Befristung zu rechtfertigen. Es geht hierbei um die Deckung
eines erwarteten Bedarfs an Arbeitskr&ften, der sich aus
einem geplanten organisatorischen Aufbau des Betriebes ergibt.
Ahnlich wie in F&llen einer ungewissen wirtschaftlichen Ent-
wicklung eines Betriebes wird allein im Hinblick auf eine
geplante Organisationsentscheidung (die bei unveradndertem
Arbeitsanfall den Wegfall eines Arbeitsplatzes vorsieht)
eine Befristung vereinbart. Ein solcher Befristungsgrund

ist aber praktisch einer gerichtlichen Kontrolle nicht mehr
zugédnglich. Wahrend der nur voribergehende Anfall von Mehr-
arbeit sowohl prognostizierbar als auch aufgrund der darzu-
legenden Entscheidungsgrundlagen fiir das gefaBte Wahrschein-
lichkeitsurteil gerichtlich nachpriifbar ist, ist dies bei
einer geplanten Organisationsentscheidung des Arbeitgebers
so gut wie unmdglich. Legt beispielsweise ein Arbeitgeber
dar, er sei im Zeitpunkt der Befristungsabrede davon aus-
gegangen, er spare mit Auslaufen der Befristung bei gleichem
Arbeitsanfall den befristet eingestellten Arbeitnehmer ein
und lasse dessen Aufgaben von einem bisher beschaftigten
Arbeitnehmer wahrnehmen, ist diese Einlassung einer gericht-
lichen Kontrolle nicht zug&nglich, weil es sich insoveit

allein um innere, subjektive Vorstellungen des Arbeitgebers

handelt. Letzten Endes wird durch eine Befristung mit der

Begriindung, der Arbeitsplatz falle infolge einer geplanten
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Organisationsdnderung fort, das von der Rechtsordnung vorgesehene
Institut der betriebsbedingten Kiindigung objektiv umgangen.
Es ist nicht einzusehen, weshalb in einem solchen Falle das
beklagte Land nicht wie jeder private Arbeitgeber eine be-
triebsbedingte Kiindigung ausspricht. Er erleidet hierdurch
keinerlei Nachteile, denn eine betriebsbedingte Kiindigung

ist immer dann gerechtfertigt, wenn aufgrund einer organisa-
torischen Entscheidung des Arbeitgebers ein Arbeitsplatz
vegfadallt., Es ist aber nicht einzusehen, weshalb die organi-
satorische Entscheidung des Arbeitgebers, nicht auch tatséch-
lich abgewartet, sondern bereits im Vorgriff mittels einer

Befristung vorgenommen werden sollte.

7.a) Auch der Umstand, daB die Tatigkeit der Kl&gerin keine
schultypische Regeltdtigkeit darstellt, vermag entgegen der
Ansicht des Landesarbeitsgerichts die Befristung sachlich
nicht zu rechtfertigen. Da die Kldgerin fir die an der IGS
anfallenden schulpsychologischen Aufgaben bendtigt wurde

und diese Aufgaben nach wie vor bestehen, ist nicht ersicht-
lich, weshalb dieser Umstand die Befristung an sich oder

deren Zeitdauer rechtfertigen soll.

b) Entsprechendes gilt fir den Hinweis des beklagten Lan-
des, die Klagerin sei keine voll ausgebildete Schulpsycho-
login. Nach den eigenen Erlassen des beklagten Landes ist
Einstellungsvoraussetzung fir die Arbeit im schulpsycholo-
gischen Dienst allein die Diplom-Hauptpriifung fUr Psychologen,
und nach der Einstellung ist nur eine Einarbeitung des Psycho-
logen durch einen Schulpsychologen als Mentor vorgeschrieben.
Eine weitere Zulassungsvoraussetzung besteht nicht. Die Kla-
gerin weist auch zutreffend und unwvidersprochen darauf hin,
daBl der vom beklagten Land angesproChene Gesichtspunkt einer
angeblichen mangelnden Qualifikation bei AbschluB der jewei-
ligen Befristungen niemals eine Rolle gespielt hat. Abgesehen
davon hat das beklagte Land nicht erklaren k&énnen, weshalb

die Tatigkeit als Schulpsychologin gerade die Anzahl (finf)
als auch die Dauer der vereinbarten Befristungen (sechs Monate)

begrinden soll.
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IV. Bestand also fiir die letzte Befristung kein sachlicher
Grund, war festzustellen, daB lber das Ende des letzten be-
fristeten Vertrages hinaus zwvischen den Parteien ein Arbeits-
verhdltnis auf unbestimmte Zeit bis zum 1. August 1982 bestanden

hat.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Dr. Réhsler Dr. Weller

zugleich fir den erkrankten
Richter Triebflirst

Dr. Bachle ThieB

3
@
>
a
o
®
o
c
19
%
z
o
@
a
@
o
o)
o
=
a
2
<
oo
N
c
2
o
o
2
a
S

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — flir iOS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Verkündet	||tl	^111611	ifeS	VOlkCS!

	2

	3

	4

	7

	8

	9

	10



